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Nur die Freiheit bringt’s
Die SVP kämpft für den Erhalt der Freiheit und eine selbstbestimmte Schweiz.

Demokratie und Kellerläden

In den 90er-Jahren waren die Keller läden 
in der Berner Altstadt so richtig hip. Da 
fand man allerlei Kurioses, wenn man 
die steilen Treppen in die Keller gewölbe 
runtergeklettert war. 

Heute sind die Kellerläden eher ein Aus-
laufmodell. Man könnte argumentieren, 
dass sie auch nicht sehr inkludierend 
waren, da nicht jede bis jeder die Trep-
pen bewältigen konnte. Aber wenn man 
ehrlich ist, ist es wohl eher wie bei der 
Freiwilligenarbeit und der Demokra-
tie: Das ist einfach mit zu viel Aufwand 
verbunden in einer Zeit, in der alles mit 
 einem swipe, einem scan oder einem 
click erledigt werden kann.

Demokratie macht tatsächlich viel 
 Arbeit. Aber es ist eben auch wie der-
einst in den Kellergewölben: Der Auf-
wand wird belohnt mit etwas, was nicht 
alle auf diesem Planeten haben: Freiheit 
und Mitbestimmung!

Aliki Panayides
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Als grösste Volkspartei des Kantons und der ganzen Schweiz hat 
die SVP eine besondere Verantwortung gegenüber der Bevölkerung. 
Das Wohlergehen unserer Familien, Unternehmen, Vereine und der 
 Gesellschaft haben wir uns auf die Fahne geschrieben.
Leider stellen wir zunehmend fest, dass verschiedene Teile unserer 
Gesellschaft immer lauter über die Entwicklungen in verschiedenen 
Bereichen klagen. Zu recht! Die Ursachen sind sehr unterschiedlich.
Grund- und Hauseigentümer können nicht mehr bauen oder umbau-
en, weil ein Vorschriftendschungel sie behindert, insbesondere im 
ländlichen Raum. Unternehmen können ihre Aktivitäten nicht mehr 
ausbauen, weil andere Vorschriften Bewilligungen verunmöglichen. 
Familien können sich immer weniger leisten, weil die Steuern, Abga-
ben oder anderen obligatorischen Beiträge das Budget arg strapazie-

ren. Bauern werden dauernd mit gegensätzlichen Forderungen belastet: mehr produzieren, aber 
gefälligst keine Pflanzenschutzmittel verwenden.
All diese Zustände haben mit einem dramatischen Rückgang der Freiheit und der Selbstverant-
wortung zu tun. Die Freiheit steht unter Dauerbeschuss. Die Abstimmung vom 18. Juni zum sog. 
Stromfessergesetz ist ein Paradebeispiel. Es wird zwar behauptet, dass kein Verbot im Gesetz 
stehe. Wenn jedoch das Ziel Netto Null CO2 erst mal im Gesetz steht, wird die Grundlage für 
 unzählige Verbote und Gebote geschaffen sein, und diese werden kommen. Verbote von Benzin-
autos, von Öl- oder Gasheizungen, von Industrien, von Flugzeugen usw. stehen vor der Tür.
Auch ein Gebilde wie die EU ist eine direkte Bedrohung für unsere Freiheiten. Es gibt natürlich die 
ausufernde Regulierungswut bis zur Krümmung der Gurken. Aber noch viel schlimmer: Haben 
Sie schon gehört, dass die Europäische Zentralbank, mit anderen Zentralbanken, intensiv an der 
elektronischen Währung arbeitet? Sollte das eines Tages Realität sein, ist es fertig mit Bargeld 
und die totale Kontrolle über die Bevölkerung kann per Knopfdruck aktiviert werden. Wenn die 
Zentralbank jede Geldbewegung einsehen kann, ist es auch für jede Regierung möglich, dies zu 
tun und je nach Bedarf Kontrollen oder Restriktionen einzuführen.
Die SVP will all dies nicht! Wer also eine freie und selbstbestimmte Schweiz will, wählt SVP und 
stimmt Nein zum Stromfressergesetz!

Manfred Bühler, Parteipräsident, Cortébert
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In den kommenden Jahren rechnet der 
Kanton Bern mit einem erheblichen Inves-
titionsmehrbedarf aufgrund verschiedener 
Grossprojekte. Die geltende Schulden-
bremse für die Investitionsrechnung blickt 
nur in die Zukunft. Kann der Kanton seine 
Investitionen in einem Jahr nicht vollständig 
selbst finanzieren, muss der Finanzierungs-
fehlbetrag in den Folgejahren wieder kom-
pensiert werden. Umgekehrt sind Finanzie-
rungsüberschüsse heute ausschliesslich für 
den Schuldenabbau einzusetzen. Mit der 
Mehrjahresbetrachtung soll erreicht wer-
den, dass der Kanton die in den Vorjahren 
erwirtschafteten Überschüsse für künftig 
anstehende Investitionen anrechnen darf. 

Die Vorteile der Vorlage
Die Schuldenbremsen des Kantons sind ein 
sehr wertvolles Regulativ und dürfen nicht 
leichtfertig geändert werden. Es muss aber 
möglich bleiben, erkannte Mängel oder Ver-
besserungspotenziale anzugehen und die 
Regelung weiterzuentwickeln.
Die neue Mehrjahresbetrachtung ermög-
licht das Vorsparen im Hinblick auf den 
Investitionsmehrbedarf. Die bisherige Be-
trachtung pro Kalenderjahr ist zu starr. Mit-
telfristig müssen die Investitionen nach wie 
vor selbstfinanziert sein.
Die Anpassung der Kantonsverfassung ist 
auch eine Stärkung des Instruments der 
Schuldenbremse. Versuche zur Umgehung 
der Schuldenbremsen sollen damit künftig 
nicht mehr nötig sein.
Der Kanton Bern wird auch nach der An-
passung seiner Schuldenbremsenüber eine 

Kantonale Abstimmung vom 18. Juni 2023

JA zur Änderung der Kantonsverfassung: 
Anpassung Schuldenbremsen
Zweck ist die Mehrjahresbetrachtung bei der Schuldenbremse für die Investitionsrechnung. 
Eine moderate Anpassung soll die Finanzierung des Investitionsmehrbedarfs mit Überschüs-
sen der Vorjahre sicherstellen. 

L’objectif est la prise en compte de 
plusieurs années dans le frein à l’en-
dettement pour le calcul des inves-
tissements. Une adaptation modérée 
doit garantir le financement des be-
soins supplémentaires en investisse-
ments. 

Le canton de Berne s’attend à des be-
soins d’investissement supplémentaires 
considérables en raison de divers grands 
projets. Le frein à l’endettement pour le 
compte d’investissement actuel ne re-
garde que vers l’avenir. Si le canton ne 
peut pas autofinancer entièrement ses 
investissements au cours d’une année, le 
déficit de financement doit être compen-
sé les années suivantes. Inversement, les 
excédents de financement doivent au-
jourd’hui être utilisés exclusivement pour 
réduire la dette. L’approche pluriannuelle 
doit permettre de prendre en compte les 
excédents réalisés les années précéden-
tes pour les investissements à venir. 

Les avantages du projet
Les freins à l’endettement sont un outil 
très précieux et ne doivent pas être mo-

difiés à la légère. Il doit toutefois rester 
possible de s’attaquer aux potentiels 
d’amélioration identifiés et de continuer 
à développer la réglementation.
La nouvelle approche pluriannuelle per-
met d’anticiper les besoins d’investisse-
ment supplémentaires. L’approche actu-
elle est trop rigide. 
L’adaptation est un renforcement de l’in-
strument du frein à l’endettement. Les 
tentatives de contournement des freins à 
l’endettement devraient ainsi être inutiles 
à l’avenir.
Même après l’adaptation de ses freins à 
l’endettement, le canton de Berne dispo-
sera de l’un des freins à l’endettement les 
plus stricts de Suisse. 
En tendance, les dispositions conduisent 
toujours à une réduction de la dette : Les 
excédents générés qui ne sont pas uti-
lisés pour financer des investissements 
deviennent caducs et entraînent ainsi 
une réduction durable de la dette.

Vote du Grand Conseil
Le Grand Conseil, par 117:24 (4 abstenti-
ons), accepte la modification de la Cons-
titution.

OUI à la modification de la Constitution cantonale :  
adaptation du frein à l’endettement

der strengsten Schuldenbremsen in der 
Schweiz verfügen. 
In der Tendenz führen die Bestimmungen 
immer noch zu einer Schuldenreduktion: 
Überschüsse, die nicht zur Finanzierung 
von Investitionen in den nächsten 5 Jahren 
eingesetzt werden, verfallen und führen so 
zum dauerhaften Schuldenabbau.

Abstimmung im Grossen Rat
Der Grosse Rat empfiehlt mit 117:24  
(4 Enthaltungen), die Verfassungsänderung 
anzunehmen.

Daniel Bichsel, Grossrat, Zollikofen

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

Wollen Sie die Änderung der Kantonsverfassung  
(Anpassungen bei den Schuldenbremsen) annehmen?

JA

Parole der DV SVP BE: JA 
(171 Ja-Stimmen, 54 Nein-Stimmen,

6 Enthaltungen)

Antwort
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Die Initiative fordert eine bezahlte Eltern-
zeit von 24 Wochen. Dies zusätzlich (!) zum 
jetzigen Mutterschafts- und Vaterschafts-
urlaub. Die Elternzeit würde 40 Wochen 
dauern (14 Wo. Mutterschafts- und 2 Wo. 
Vaterschaftsurlaub nach heutiger Regelung 
plus 24 Wo. gemäss Initiative).
Die Mehrkosten müssten mit Mitteln der 
öffentlichen Hand finanziert werden. Dies, 
obwohl es keine gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen gibt, anders als beim geltenden 
Mutter- und Vaterschaftslaub. Weder die 
nationale Mutterschaftsversicherung noch 
die Arbeitgeber könnten kantonal verpflich-
tet werden. Der Mehraufwand von jährlich 

NEIN zur Initiative für eine kantonale 
Elternzeit
Eine kantonale Elternzeit wäre teuer und mit vielen Unklarheiten be-
haftet und hätte personelle Engpässe in den Unternehmen zur Folge. 

185 bis 205 Mio. CHF (je nach Variante) 
müsste über Steuergelder  finanziert werden 
– Finanzen, die der Kanton Bern nicht hat.

Hohe Kosten, viele Unklarheiten
Da die Initiative als einfache Anregung ein-
gegeben wurde, fehlen sämtliche Details. 
Sehr viele Fragen bleiben offen: 
– Was, wenn der Arbeitnehmer in einem 

 anderen Kanton lebt oder ein Arbeitneh-
mer in einem anderen Kanton arbeitet?

– Wer darf beziehen (auch Selbständiger-
werbende etc.?)

– usw.

Un congé parental cantonal serait 
coûteux et entraînerait des goulots 
d’étranglement personnels dans les 
entreprises.

L’initiative demande un congé parental 
payé de 24 semaines. Ceci en plus (!) du 
congé de maternité et de paternité. Le 
congé parental durerait donc 40 sem. (14 
sem. de congé de maternité et 2 sem. de 
congé de paternité selon la réglementati-
on actuelle, plus 24 sem. selon l’initiative).
Les coûts supplémentaires devraient être 
financés par les pouvoirs publics. Et ce, 
bien qu’il n’existe pas de cadre légal, con-
trairement au congé de maternité et de 
paternité en vigueur. Les dépenses sup-
plémentaires de 185 à 205 millions de 
CHF par an devraient être financées par 
les impôts.

Des coûts élevés, de nombreuses in-
certitudes
Toutes les formes détaillées de mise en 
œuvre font défaut. De très nombreuses 
questions restent sans réponse : 
– Que faire si le travailleur vit dans un au-

tre canton ou si un travailleur travaille 
dans un autre canton ?

– Qui peut percevoir (également les petits 
commerçants, également les indépen-
dants, etc.)

– etc.
Le Grand Conseil devrait décider de l’or-
ganisation du congé parental dans les 
deux ans suivant l’acceptation de l’initia-
tive.

La menace d’un patchwork
Comme le sujet est également traité au 
niveau national, l’initiative du canton de 

Berne ne serait pas opportune. Il ne serait 
pas praticable d’introduire un congé pa-
rental dans le seul canton de Berne. 
Si la Suisse veut s’offrir un congé parental 
supplémentaire, il doit y avoir une solution 
nationale uniforme.

Pour les petites entreprises en particulier, 
l’absence supplémentaire de collabora-
teurs créerait un goulot d’étranglement 
menaçant. En principe, un père ou une 
mère pourrait prendre 18 semaines sup-
plémentaires en plus de son congé de 
maternité ou de paternité ! 

Le groupe UDC a rejeté l’initiative à l’un-
animité au Grand Conseil, suivant ainsi la 
recommandation du Conseil d’Etat.

NON à l’initiative pour un congé parental cantonal

Wie so eine Elternzeit ausgestaltet sein soll-
te, müsste der Grosse Rat 2 Jahre nach An-
nahme der Initiative bestimmen.

Flickenteppich droht
Da das Thema ebenfalls auf nationaler Ebe-
ne behandelt wird, wäre das Vorpreschen 
des Kantons Bern der falsche Zeitpunkt. Es 
wäre nicht praktikabel, eine Elternzeit allei-
ne im Kanton Bern einzuführen. 
Will sich die Schweiz eine zusätzliche 
 Elternzeit leisten, muss es eine einheitliche 
nationale Lösung geben.

Gerade für kleinere Betriebe würde die zu-
sätzliche Abwesenheit einen bedrohlichen 
Engpass erzeugen. Im Prinzip könnte ein 
Vater oder eine Mutter nebst dem Mutter- 
oder Vaterschaftsurlaub zusätzliche 18 Wo-
chen beanspruchen! 

Die SVP Fraktion lehnte im Grossen Rat die 
Initiative einstimmig ab und folgte damit der 
Empfehlung des Regierungsrates. 

Anne Speiser, Grossrätin, Zweisimmen

– masslos 
– unklar
– teuer

Abstimmung  
vom 18. Juni

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

Wollen Sie die Volksinitiative «Für eine kantonale 
Elternzeit» annehmen?

Nein

Parole der DV SVP BE: Nein 
(einstimmig, 3 Enthaltungen)

Antwort
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Das Stromfresser-Gesetz ist ein schlech-
ter Gegenvorschlag zur linken Gletscher-
initiative. Mit dem Gesetz wiederholen wir 
die Fehler der gescheiterten Energiestrate-
gie 2050. Wir befinden uns mitten in einer 
hausgemachten Energie- und Stromkri-
se und verschärfen diese zusätzlich. Das 
Stromfresser-Gesetz geht noch viel weiter 
als das vom Volk abgelehnte CO2-Gesetz. 
Es bedeutet ein faktisches Verbot von Ben-
zin, Diesel, Heizöl und Gas. Autofahren und 
Heizen wären nur noch elektrisch möglich. 
Die Folge: Wir brauchen noch viel mehr 
Strom. Dabei haben wir heute schon zu we-
nig und viel zu teuren Strom. Eine sichere, 
bezahlbare Energieversorgung für die Be-
völkerung sowie für den Erhalt von Arbeits-
plätzen und Wohlstand ist existenziell.

Unschweizeri-
sche Verbote, 
Tausende Fran-
ken Mehrkos-
ten 
Der Strombe-
darf wird sich 
mit diesem Ge-
setz verdoppeln, 
weil die fossilen 
Energ ie t räger 
bis 2050 alle ersetzt werden müssen. Des-
halb handelt es sich um ein «Stromfresser-
Gesetz». Es führt zu explodierenden Kosten 

Eidg. Abstimmung vom 18. Juni 2023

Nein zum planlosen und teuren Klima-
schutzgesetz (Stromfresser-Gesetz)
Das Stromfresser-Gesetz wäre verheerend für die Energieversorgung, die Wirtschaft, für un-
sere schöne Natur und für jeden einzelnen von uns. Es verschärft den Strommangel massiv. 
Die Kosten würden explodieren. Deshalb ist ein Nein die richtige Antwort.

– von heute 3000 auf neu bis zu 9600 Fran-
ken pro Kopf und Jahr – sowie zu Verbo-
ten und unschweizerischer Bevormundung. 
Funktionierende Öl- und Gasheizungen 
müssen herausgerissen werden. Hausbe-
sitzer können zu teuren Sanierungen ge-
zwungen werden. Ältere Menschen und 
Familien mit niedrigen Einkommen werden 
unter den hohen Strompreisen und den 
aufgezwungenen Sanierungskosten beson-
ders leiden.

Stromfresser-Gesetz schadet der Wirt-
schaft 
Das Stromfresser-Gesetz treibt Bauern-
familien in den Ruin. Nötig würden teure 
Zwangssanierungen der Gebäude und des 
Fahrzeugparks. Traktoren und andere land-
wirtschaftliche Maschinen müssten auf 

e l e k t r i s c h 
umste l len. 
Die für das 
gesetzliche 
Netto-Null-
Ziel an-
g e s t r e b t e 
«f le ischlo-
se» Land-
w i r t scha f t 
würde zu ei-

ner starken Reduktion der Nutztierbestände 
und des bäuerlichen Einkommens führen. 
Ausserdem geht wertvolles Kulturland ver-

loren für Solar- und Windgrossanlagen. Das 
werden auch die Konsumenten mit teureren 
Nahrungsmitteln zu spüren bekommen.
Das Stromfresser-Gesetz wird die Schwei-
zer Wirtschaft massiv bremsen. Die Schweiz 
beschritt bisher einen erfolgreichen klima-
politischen Weg. Während der Produktions-
index verglichen 
mit 1990 um das 
Fünff ache gestie-
gen ist, nahm der 
CO2-Ausstoss in 
der gleichen Zeit-
spanne um 10% 
ab. Tausende von 
Unternehmen ha-
ben bereits ge-
zielt investiert 
und CO2 gespart. 
Energieintensive 
Betriebe leiden 
heute schon unter den gestiegenen Kosten. 
Um Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhalten, braucht die Wirtschaft bezahl-
baren Strom und eine zuverlässige Energie-
versorgung.

Landschaftsverschandelung verhindern 
– Energieversorgung sichern
Mit dem Stromfresser-Gesetz müssten wir 
60% des Energieverbrauchs durch Strom 
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ausreichend spei-
chern können. Das 
macht uns von un-
verlässlichen Im-
porten abhängig. 

Das Stromfres-
ser-Gesetz be-
wirkt das Gegen-
teil dessen, was 
die Befürworter 
behaupten: Es er-
höht die Energie-
sicherheit nicht, sondern gefährdet sie. 
Es stärkt die Wirtschaft nicht, sondern 

Eidg. Abstimmung vom 18. Juni 2023

La loi sur le gaspillage d’électricité se-
rait désastreuse pour l’approvisionne-
ment énergétique de la Suisse, pour 
l’économie, pour notre belle nature et 
pour chacun d’entre nous. Elle aggra-
verait la pénurie d’électricité. Les coûts 
exploseraient. 

La loi sur le gaspillage d’élec-
tricité est un mauvais con-
tre-projet à l’initiative de la 
gauche sur les glaciers. Avec 
cette loi, nous répétons les 
erreurs de la stratégie éner-
gétique 2050 qui a échoué. 
Nous nous trouvons au milieu 
d’une crise énergétique et 
électrique et nous ne faisons 
rien d’autre que de l’aggra-
ver. La loi sur le gaspillage 
d’électricité va encore plus 
loin que la loi sur le CO2 rejetée par le peu-
ple. Elle signifie une interdiction de fait de 
l’essence, du diesel, du mazout et du gaz. 
La conduite automobile et le chauffage 
ne seraient plus possibles qu’à l’électri-
cité. Conséquence : nous aurons besoin 
de beaucoup plus d’électricité à l’avenir. 
Or, nous avons déjà aujourd’hui trop peu 
d’électricité et beaucoup trop chère. Un 
approvisionnement énergétique plus sûr 
et plus abordable est vital.

Des interdictions et des milliers de 
francs de coûts supplémentaires 
Avec cette loi, les besoins en électrici-
té vont doubler, car les énergies fossiles 
devront toutes être remplacées d’ici 2050. 
C’est pourquoi il s’agit d’une « loi sur le 
gaspillage d’électricité ». Elle entraîne une 

explosion des coûts - de 3000 francs au-
jourd’hui à 9600 francs par personne et 
par an - ainsi que des interdictions. Les 
chauffages au mazout et au gaz qui fonc-
tionnent doivent être démolis. Les pro-
priétaires peuvent être contraints à des 
rénovations coûteuses. Les personnes 
âgées et les familles à revenus bas souff-

riront particulièrement des prix élevés de 
l’électricité et des coûts d’assainissement 
imposés.

La loi nuit à toute l’économie 
La loi sur le gaspillage d’électricité conduit 
de nombreuses familles d’agriculteurs à la 
ruine. Il faudrait procéder à des assainis-
sements forcés et coûteux des bâtiments 
et du parc de véhicules. Les tracteurs dev-
raient passer à l’électricité. L’agriculture  
« sans viande » visée par la loi pour attein-
dre l’objectif net zéro entraînerait une forte 
réduction du cheptel d’animaux de rente 
et du revenu des agriculteurs. De plus, 
de précieuses terres cultivables seraient 
perdues au profit de grandes installations 
solaires et éoliennes. Les consommateurs 
en subiront également les conséquences 

avec des produits alimentaires plus chers.
La loi sur le gaspillage d’électricité freine-
ra considérablement l’économie suisse. 
Jusqu’à présent, la Suisse s’est engagée 
avec succès sur la voie de la politique 
climatique. Des milliers d’entreprises ont 
déjà investi de manière ciblée et écono-
misé du CO2. Les entreprises à forte con-
sommation d’énergie souffrent déjà de 
l’augmentation des coûts. Pour maintenir 
la prospérité et la compétitivité, l’écono-
mie a besoin d’une électricité abordable 
et d’un approvisionnement énergétique 
fiable.

Empêcher la dégradation du paysage – 
garantir l’approvisionnement
Avec la loi sur le gaspillage d’électricité, 
60% de notre consommation d’énergie 
devraient être couverte par l’électricité. 
Pour cela, il faudrait en plus 17 centra-
les de pompage-turbinage de la taille de 
la Grande Dixence, environ 5’000 éolien-
nes ainsi que 70 millions de mètres carrés 
d’installations solaires. Notre belle patrie 
serait méconnaissable. Malgré cela, l’ap-
provisionnement en électricité ne serait 
pas assuré pendant les mois d’hiver, car 
nous ne pouvons pas stocker suffisam-
ment d’énergie électrique. Cela nous rend 
dépendants d’importations peu fiables. 

La loi sur le gaspillage d’électricité a l’ef-
fet inverse de ce que ses partisans pré-
tendent : elle n’augmente pas la sécurité 
énergétique, mais la met en danger. Elle 
ne renforce pas l’économie, mais l’affai-
blit. Elle ne sauve pas la nature, mais la 
défigure. C’est pourquoi il faut un NON 
convaincu le 18 juin !

Non à la loi sur la protection du climat (loi sur le gaspilla-
ge d’électricité) imprévoyante et coûteuse

ersetzen. Dafür braucht es zusätzlich 17 
Pumpspeicherkraftwerke von der Grösse 
der Grande Dixence, rund 5’000 Windräder 

sowie 70 Millio-
nen Quadratme-
ter Solaranlagen. 
Unsere schöne 
Heimat wäre nicht 
mehr wiederzuer-
kennen. Trotzdem 
wäre im Winter die 
Stromversorgung 
nicht gesichert, 
weil wir elektri-
sche Energie nicht 

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

Wollen Sie das Bundesgesetz über die Ziele im 
Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der 
Energiesicherheit (KlG) annehmen?

Nein

Parole der DV SVP BE: Nein 
(1 Ja-Stimme, grossmehrheitlich Nein, 

0 Enthaltungen)

Antwort

schwächt sie. Es rettet die Natur nicht, son-
dern verschandelt sie. Darum braucht es am  
18. Juni ein überzeugtes NEIN!

Werner Salzmann, Ständerat, Mülchi
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Ja zur Umsetzung der OECD-Mindeststeuer

Worum geht es?
Gemäss Einigung von 140 Ländern sollen 
international tätige Firmen mit einem Um-
satz von 750 Mio. € mit mindestens 15% 
besteuert werden. Hält sich ein Land nicht 
daran, dürfen die anderen 
Länder die fehlende Be-
steuerung bei den Firmen 
für sich einziehen. In der 
Schweiz braucht es eine Er-
gänzungssteuer, da viele 
Firmen unter 15% besteuert 
werden. Hierzulande gibt es 
2’000 international tätige Fir-
men mit einem Umsatz von 
750 Mio. €, die neu  höher 
besteuert werden. Für die 
600’000 rein national tätigen, 
kleineren Schweizer Firmen 
ändert sich nichts.

Verlust von Steuern an das Ausland ver-
meiden
Die Anpassung unseres Steuersystems ist 
vernünftig, weil sonst einfach die anderen 
Länder die fehlenden Steuern von unseren 

Der neue Artikel stellt sicher, dass Steuergelder in der Schweiz bleiben und nicht ans  Ausland 
verschenkt werden.

grossen Firmen eintreiben. Die Schweiz 
darf aber keine Steuereinnahmen ans Aus-
land verschenken. Bezahlen müssen die 
betroffenen Firmen die Ergänzungssteuer 
sowieso – wenn nicht hier, dann im Aus-

land.

Einfachere Lösung für Un-
ternehmen
Für grosse Firmen wäre eine 
Besteuerung durch verschie-
dene Länder unangenehmer 
und aufwändiger als die neue 
Lösung. Sie möchten des-
halb, dass die Schweiz mit-
macht. Andernfalls droht die 
Gefahr, dass sie wegziehen. 
Sie würden dann gar keine 
Steuern mehr in der Schweiz 
bezahlen und Arbeitsplätze 
gingen verloren. Die grossen 

Firmen zahlen den Hauptteil der Steuern 
der Schweiz und investieren viel. Etliche 
Arbeitsplätze bei KMUs hängen an ihnen. 
Wir dürfen sie nicht verlieren!

Le nouvel article garantit que l’argent 
du contribuable reste en Suisse et ne 
soit pas donné à l’étranger.

De quoi s’agit-il ?
Selon l’accord conclu par 140 pays, les 
grands entreprises actives au niveau inter-
national doivent être imposées à hauteur 
d’au moins 15%. Si un pays ne respecte 
pas cette règle, les autres pays peuvent 
prélever pour eux l’impôt manquant. Ici, 
un impôt complémentaire est nécessai-
re car de nombreuses entreprises sont 
imposées à moins de 15%. 2’000 entre-
prises internationales seront plus lourde-
ment imposées. Pour les 600’000 petites 
entreprises suisses actives uniquement au 
niveau national, rien ne change.

Éviter la perte d’impôts au profit de 
l’étranger
L’adaptation de notre système fiscal est 
raisonnable, car sinon, ce sont les autres 
pays qui collectent les impôts manquants 
de nos grandes entreprises. La Suisse 
ne doit pas faire cadeau de ses recettes 
 fiscales à l’étranger. Les entreprises con-
cernées doivent de toute façon payer l’im-
pôt complémentaire – si ce n’est pas ici, 
alors à l’étranger.

Une solution plus simple pour les ent-
reprises
Pour les grandes entreprises, une impo-
sition par différents pays serait plus dé-
sagréable que la nouvelle solution. C’est 
pourquoi elles souhaitent que la Suisse y 
participe. Sinon, elles risquent de démén-
ager. Ils ne paieraient alors plus d’impôts 
en Suisse et des emplois seraient perdus. 

Les grandes entreprises paient la majeure 
partie des impôts en Suisse. De nombreux 
emplois dans les PME dépendent d’elles. 
Nous ne devons pas les perdre !

Des recettes supplémentaires pour les 
cantons
Les recettes fiscales supplémentaires de 
1 à 2,5 milliards de francs doivent reve-
nir pour 3/4 aux cantons concernés. Avec 
ces recettes supplémentaires, ils peuvent 
veiller de manière ciblée à ce que la Suisse 
reste attractive pour les entreprises. En fin 
de compte, tout le monde en profitera. 

Un OUI est important
Le Conseil fédéral, le Parlement, l’UDC, 
le PLR et le centre soutiennent le projet. 
Un OUI est important pour la Suisse, afin 
que nous puissions conserver l’argent des 
contribuables, les emplois et les investis-
sements !

Oui à la mise en œuvre de l’impôt minimum de l’OCDE

Zusätzliche Einnahmen primär für Kan-
tone
Die zusätzlichen Steuereinnahmen von  
1 – 2,5 Mia. sollen zu 3/4 den jeweiligen 
Kantonen und zu 1/4 dem Bund zukom-
men. Mit den zusätzlichen Einnahmen 
können die Kantone gezielt dafür sorgen, 
dass die Schweiz weiterhin attraktiv ist für 
 Firmen. Davon profitieren letztlich alle. 

Ein JA ist wichtig
Bundesrat und Parlament unterstützen die 
Vorlage genauso wie die SVP, die FDP und 
die Mitte. Ein JA ist für die Schweiz wichtig, 
damit wir Steuergelder, Arbeitsplätze und 
Investitionen behalten! 

Andreas Aebi, Nationalrat, Alchenstorf

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

Wollen Sie den Bundesbeschluss über eine beson-
dere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen 
 (Umsetzung des OECD/G20- Projekts zur Besteue-
rung grosser Unternehmensgruppen) annehmen? Ja

Parole der DV SVP BE: Ja 
(grossmehrheitlich, 11 Nein-Stimmen, 

2 Enthaltungen)

Antwort
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NEIN zur Verlängerung des Covid-19-
Gesetzes

Das Parlament hat beschlossen, das Ge-
setz bis 2024 zu verlängern, obwohl klar ist, 
dass zahlreiche Massnahmen zu weit ge-
hen und zu lange in Kraft sind. Der Bundes-
rat kann jederzeit wieder diskriminierende 
Massnahmen wie die Zertifikatspflicht, das 
Contact-Tracing oder Zwangsschliessun-
gen beschliessen. Dagegen hat eine breit 
aufgestellte Allianz von Bürgerrechtsorgani-
sationen, Vereinen und Parteien das Refe-
rendum ergriffen.

Einschneidende Zertifikatspflicht
Besonders einschneidend war die Zertifi-
katspflicht. Sie trug zwar nicht zur Eindäm-
mung des Virus bei, zwang aber viele, sich 
zu impfen, um überhaupt noch arbeiten zu 
dürfen. Wer kein Zertifikat hatte, wurde iso-
liert und durfte am gesellschaftlichen Le-
ben nicht mehr teilhaben. Es entstand eine 
Spaltung der Bevölkerung in «gute» ge-
impfte und «böse» ungeimpfte Bürger.
Viele Experten wie etwa der Präsident der 
eidg. Kommission für Impffragen haben ihre 
Empfehlungen korrigieren und Fehler ein-
gestehen müssen. 
Viele Massnahmen unter Notrecht werden 
heute in Frage gestellt: 
– auch geimpfte Personen können an Coro-

na erkranken und andere anstecken. 
– die Schliessungen hatten keine Auswir-

kungen auf die Hospitalisierungszahlen. 

Viele Menschen haben unter den Massnah-
men und der Panikmache stark gelitten: 
Angst und Einsamkeit haben zugenommen. 

Lehren ziehen
Der Bundesrat hat die «Pandemie» selber 
als beendet erklärt und alle Massnahmen 
aufgehoben. Nun müssen die 35 Milliarden 

Eine breite Allianz bekämpfte die Verlängerung des Covid-19-Gesetzes. 

Une alliance a lancé un référendum. 

Le Parlement a décidé de prolonger la loi 
Covid 19 jusqu’en 2024, bien qu’il soit 
clair que de nombreuses mesures vont 
beaucoup trop loin et sont en vigueur de-
puis trop longtemps. Le Conseil fédéral 
peut décider de mesures discriminatoires 
telles que l’obligation d’obtenir un certi-
ficat, le contact-tracing ou la fermeture 
forcée.

Certificat obligatoire contraignant
L’introduction du certificat n’a pas con-
tribué à endiguer le virus, mais a con-
traint une grande partie de la population 
à se faire vacciner pour pouvoir travailler. 
Ceux qui n’avaient pas de certificat ne 
pouvaient plus participer à la vie sociale. 
Il en  résulte une division de la population.

De nombreux experts ont dû corriger 
leurs recommandations. 
De nombreuses mesures sont aujourd’hui 
remises en question : 
– même les personnes vaccinées peu-

vent contracter la maladie et contami-
ner d’autres. 

– les fermetures n’ont eu aucun effet sur 
le nombre d’hospitalisations. 

De nombreuses personnes ont fortement 
souffert des mesures et de l’alarmisme : 
La peur et la solitude ont augmenté.

Tirer les leçons
Le Conseil fédéral a lui-même déclaré 
que la « pandémie » était terminée et a 
levé toutes les mesures. Il faut mainte-
nant résorber les 35 milliards de dettes 
de Corona et en tirer les leçons.

Trois ans de droit d’urgence suffisent, 
 reprenons nos droits fondamentaux et 
votons non le 18 juin !

NON à la prolongation de la loi Covid-19

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 18. Juni 2023

Wollen Sie die Änderung des Bundesgesetzes über 
die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des 
Bundesrates zur Bewältigung der Covid-19-Epidemie 
(Covid-19-Gesetz) annehmen? Nein

Parole der DV SVP BE: Nein 
(6 Ja-Stimmen, grossmehrheitlich Nein, 

22 Enthaltungen)

Antwort

Corona-Schulden irgendwie abgebaut und 
die Lehren gezogen werden, z.B. ob 4,67 
Impfdosen pro Mensch in unserem Land 
(auch Neugeborene einberechnet) wirklich 
sinnvoll waren. 

Drei Jahre Notrecht sind genug, holen wir 
unsere Grundrechte zurück und stimmen 
am 18. Juni Nein!

Andrea Geissbühler, Nationalrätin, Bäriswil

In der Auflistung der Nationalratskan-
didierenden, publiziert in der Ausgabe 
01-2023, war ein falscher Vorname 
 angegeben. Die Redaktion entschul-
digt sich bei Grossrat und National-
ratskandidat Hans Jörg Rüegsegger 
für den Fehler.

Korrigendum
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Jeder Wahlkreis hatte an «seinem» Tag Gelegenheit, sich und seine Nationalratskandidierenden vorzustellen. So herrschte denn auch 
reger Betrieb von kulinarischen bis hin zu musikalischen Einlagen. Noch häufiger als in früheren Jahren war am Stand von den vielen 
 Besucherinnen und Besuchern zu hören: «Vielen Dank, dass Ihr Euch einsetzt für uns und für unser Land!»

Positives Echo am BEA-Stand
Die SVP Kanton Bern war 2005 die erste Partei, die sich an der BEA mit einem Stand 
 präsentierte. Seit 2021 sind wir sogar jedes Jahr dabei und nicht nur in Wahljahren. Dieses 
Jahr durften wir Jubiläum feiern: Für die zehnte Teilnahme gab es von der BEA-Leitung  sogar 
eine Urkunde!
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Am 29. April war der BEA-Stand der SVP in der Hand der SVP 
Frauen Kanton Bern. Es gab viele interessante Begegnungen 
und Gespräche. Dank der abgegebenen Samenpapiere wird es 
zudem diesen Sommer in vielen Gärten nachhaltige Farbtupfer 
haben: Die Papiere sind mit einer Samen mischung von Pflan-
zen versehen, die von Bienen heiss begehrt sind. Das ist SVP- 
Politik: Nicht nur reden, sondern aktiv  etwas für die Natur tun!

SVP Frauen sorgen auch nach der BEA für 
Farbe
Dank den von den SVP Frauen abgegebenen Samenpapieren werden etliche Schweizer 
 Gärten erblühen.

SVP Frauen
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Vor rund 100 Anwesenden erläuterte  Professor Wanner 
 seine Überlegungen zu Klimawandel, Energie- und Wasser-
verknappung. Er zeigte auf, wie wichtig es wäre, den Migra-
tionsstrom nach Europa zu stoppen, die Menschen vor Ort 
auszubilden und das Bevölkerungswachstum zu bremsen. 
Auch sprach er sich für Atomkraftwerke aus, da Windrä-
der und Solaranlagen nicht ausreichen werden, um unseren 
Strombedarf zu decken. Am Anlass berichtete auch Natio-
nalrat und Kantonalpräsident Manfred Bühler über Aktuelles 
aus der Politik und rief die Anwesenden dazu auf, breit im 
Bekanntenkreis auf die eidgenössischen Wahlen von Ende 
Oktober 2023 aufmerksam zu machen.
 
Den vollständigen Bericht von Paul Hunziker, SVP Senioren, 
finden Sie unter www.svp-senioren.ch.

Fachdiskussion zum Klimawandel bei den 
SVP Senioren
An der HV der SVP Senioren Kanton Bern referierte Prof. Dr. Heinz Wanner, Geograf und 
Klimatologe, zu den Drillingen des 21. Jahrhunderts: Klimawandel, Energie- und Wasserver-
knappung. Sein Fazit deckt sich mit der Politik der SVP: Windräder und Solaranlagen reichen 
nicht, um den Energiebedarf der Zukunft zu decken, schon gar nicht mit der heutigen Zu-
wanderung.
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An der DV 152 Tage vor den Wahlen 2023 präsentierten sich die Kandidierenden der Liste 1 und der Liste 2 sowie der erneut kandidieren-
de Ständerat Werner Salzmann. Mit dem Gruppenfoto mit Bundesrat Albert Rösti wurde der Wahlkampf endgültig lanciert.

Wahlkampfauftakt

Gelungener Wahlkampfauftakt mit 
Bundesrat Albert Rösti
Bundesrat Albert Rösti wünschte den Kandidierenden viel Erfolg für die Wahlen vom 
22. Oktober.

Bitte vormerken:

Wahlevent der SVP CH vom Samstag, 26. August 2023, 
10.30 – 14.30 Uhr, Swiss Life Arena in Zürich Altstetten Bitte

Einzahlungsschein beachten.
Herzlichen Dank für 
Ihre Unterstützung!

Veuillez tenir compte du 
bulletin de versement.

Un grand merci 
pour votre soutien !
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Grossaufmarsch an der Solidaritätsaktion 
gegen die Schliessung des Spitals in 
Münsingen

An der Kundgebung wurde symbolisch ein 
Anker als Ausdruck der Hoffnung, des Ver-
trauens und der Stärke gesetzt. Alle Betei-
ligten zeigten ihre Solidarität für das von der 
Spitalschliessung betroffene Personal.
Die SVP Mittelland Süd unterstrich, dass 
sie die Haltung der Hausärzte des Netz-
werks Aarchimed und der 27 Gemeinde-
präsidenten des Sektors Südost der Re-
gionalkonferenz Bern Mittelland sehr ernst 
nimmt: Die medizinische Grundversorgung 
der Bevölkerung im Aaretal ist nach der 
Schliessung des Spitals Münsingen nicht 
mehr sichergestellt, da die zusätzliche Be-
lastung die bereits jetzt oft überlasteten 
Notfallstationen der öffentlichen Spitäler 
Thun und Inselspital überfordern wird. Mit 
der Kundgebung werden die Verantwort-
lichen der Insel-Gruppe aufgefordert, die 
Verkaufsverhandlungen mit der privaten 
Betriebsgesellschaft wieder aufzunehmen, 
damit die medizinische Grundversorgung in 
der Region Aaretal mittels einer dezentra-
len Spitalversorgung und einem lebendigen 
ländlichen Raum auch in Zukunft erhalten 
bleiben kann.

Die SVP Mittelland Süd wird weiterkämpfen 
und sich dafür einsetzen, dass die medizi-
nische Grundversorgung im Aaretal auch in 
Zukunft aufrecht erhalten bleiben kann.

Einige hundert Personen folgten am 29.4.23 dem spontanen Aufruf der SVP Mittelland Süd 
und nahmen an der friedlichen Kundgebung gegen die Schliessung des Spitals Münsingen 
teil.

Die SVP-Grossratsfraktion heisst Maxime Ochsenbein in 
ihren Reihen herzlich willkommen. Der 32-jährige Erzieher 
aus Bévilard tritt die Parteipräsident Manfred Bühler an, 
der sich auf sein Nationalratsmandat konzentriert. Die SVP 
Kanton Bern wünscht Maxime Ochsenbein viel Freude im 
neuen Amt und dankt Manfred Bühler für sein Engagement 
im Kantonsparlament.

Maxime Ochsenbein neu im Grossen 
Rat

Balkon/Fensterfahnen 
«Land an die Urne!» zum 
Spezialpreis!
Die Erfahrung zeigt: Wenn die Landbe-
völkerung maximal mobilisiert, gewinnt 
die SVP Abstimmungen. Dies müssen 
wir auch bei den Wahlen nutzen!
Machen auch Sie mit und nutzen Sie 
 Ihren Balkon oder Zaun, um auf die 
Wahlen aufmerksam zu machen! Die 
Fahnen «Land an die Urne!» können 
 bewilligungsfrei jederzeit aufgehängt 
werden.

Jetzt bei uns erhältlich zum Spezial-
preis von 2 Franken!
Einfach abholen auf dem Parteisekre-
tariat oder bestellen via 031 336 16 26 
oder sekretariat@svp-bern.ch.

Land
wieder an
die Urne!


